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Projektantrag für
Innovative Bau- und Sanierungskonzepte
Titel
AntragstellerIn/Adresse/Telefon/E-Mail




Abzugeben bei: Arbeitsgruppe "Haus der Zukunft":

ÖGUT – Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik

Hollandstraße 10/46
A-1020 Wien

Tel.: 01/315 63 93-12, Fax: 01/315 63 93-22

E-Mail: office@hausderzukunft.at
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Forschungsforderungsfonds
fir die gewerbliche Wirtschaft

Haus der Zukunft

3. Ausschreibung im Rahmen
des Impulsprogramms Nachhaltig Wirtschaften



An den

Forschungsförderungsfonds

für die gewerbliche Wirtschaft

Kärntner Straße 21–23

1015 Wien

(Bitte senden Sie in diesem Fall Ihren Antrag an die 

Arbeitsgruppe „Haus der Zukunft“ Hollandstr. 10/46; 1020 Wien)

Programmlinie 

„Haus der Zukunft“ 

 FORMULARKONTROLLFELD 

A: Grundlagenforschung/-studien 


Althaussanierung:  FORMULARKONTROLLFELD 


Neubau:  FORMULARKONTROLLFELD 

 FORMULARKONTROLLFELD 

B: Wirtschaftsbezogene Grundlagenforschung

 FORMULARKONTROLLFELD 

C: Technologie und Komponentenentwicklung 
Althaussanierung:  FORMULARKONTROLLFELD 


Neubau:  FORMULARKONTROLLFELD 

 FORMULARKONTROLLFELD 

D: Innovative Bau- und Sanierungskonzepte 
Althaussanierung:  FORMULARKONTROLLFELD 


Neubau:  FORMULARKONTROLLFELD 

 FORMULARKONTROLLFELD 

E: Ideenskizzen Sanierung

 FORMULARKONTROLLFELD 

F: Unterstützung bei Demonstrationsvorhaben 
1. Kurzbezeichnung des Projektes:

     
2.
Dauer des Projektes:
Beginn:
     
Ende:
     


Monat/Jahr
Monat/Jahr

ANTRAGSTELLER

3.
Antragsteller:
(Falls zutreffend: Firmenwortlaut lt. Firmenbuch)

(Bei Arbeitsgemeinschaften muss ein Partner federführend auftreten. Der Formularteil, Seite I-III, ist von jedem Partner getrennt auszufüllen.)
     
4. Anschrift:

     
     
     
PLZ/Ort
Gasse/Straße/Platz Nr.
Pol. Bezirk

     
     
     
Telefon
Telefax 
Internet
     
     
     
Bankverbindung
Bankleitzahl
Konto-Nr.

5. Ansprechpartner: 

Leitung: 
Name:
     

Tel./DW: 
     

e-mail:
     
Verantwortliche(r) Bearbeiter(in):

Technisch: 
Name:
     

Tel./DW: 
     

e-mail:
     
Finanziell: 
Name:
     

Tel./DW: 
     

e-mail:
     
6.
Angaben zum Antragsteller (falls zutreffend):

Firmenbuchnummer:
     
Gründungsjahr: 
    
Zahl der unselbständig Beschäftigten:      
Rechtsform (bitte ankreuzen):

 FORMULARKONTROLLFELD 
 AG  FORMULARKONTROLLFELD 
 GmbH  FORMULARKONTROLLFELD 
 OHG  FORMULARKONTROLLFELD 
 GmbH & Co KG  FORMULARKONTROLLFELD 
 KG  FORMULARKONTROLLFELD 
 Einzelfirma  FORMULARKONTROLLFELD 
 Ges. bürg. Rechts  FORMULARKONTROLLFELD 
      
Wirtschaftssektor (bitte ankreuzen):

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Industrie     FORMULARKONTROLLFELD 
 Gewerbe     FORMULARKONTROLLFELD 
 anderer Sektor:      
Branche lt. Zugehörigkeit zur Kammerorganisation (Fachverbände, Innungen, Gremien):

     
7.
Standort(e), wo die zu finanzierenden Maßnahmen durchgeführt werden sollen:

(falls von Punkt 4 verschieden) 

     
Adresse

     
Telefon / Fax
     


8.
Produktions- und/oder Leistungsprogramm / Forschungsschwerpunkte: 

9.
Inhaber – Gesellschafter – Träger der Forschungsinstitution:

Legen Sie nach Möglichkeit einen Firmenbuchauszug bei (falls zutreffend).

– bei Kapitalgesellschaften: Gesellschaftskapital – Verteilung lt. letzter Generalversammlung

     

– bei Personengesellschaften: Gesellschafter, Beteiligung in €, Art der Beteiligung

10.
Angaben über die letzten drei Geschäftsjahre (falls zutreffend):

WICHTIG:
Die Jahresabschlüsse der letzten 3 Jahre sollen dem Antrag beigelegt werden (einfach). Sollte der Abschluss des letzten Jahres nicht fertig sein, sind Entwürfe oder vorläufige Werte (Saldenliste) vorzulegen. Bei Firmenneugründung sollen die Umsatzerwartungen bekannt gegeben werden.

Unbedingt ausfüllen! (Falls zutreffend)! 

Vorjahre
letztes Jahr


     
     
     

Gesamtumsatz (in Tsd. €)
     
     
     

Exportanteil in %
    
    
    

Zahl der unselbständig Beschäftigten (Vollzeitäquivalent)
     
     
     

F&E-Personal (Vollzeitäquivalent)
     
     
     

Aufwand für Forschung und Entwicklung (in Tsd. €)
     
     
     

Cash-flow 
(in Tsd. €)*)
     
     
     

*)
Die Cash-flow-Ermittlung kann bei Unternehmen mit weniger als € 1 Mio. Umsatz sowie bei Forschungsinstitutionen entfallen.

KOSTEN UND FINANZIERUNG
11. Kostenplan für das Projekt:

11.1
Personal (Gleicher Betrag wie in Teil B, Pkt. 3.1) 

in € 
     
11.2
Werkverträge (Gleicher Betrag wie in Teil B, Pkt. 3.2) 

in € 
     
11.3
Sonstige Kosten (Gleicher Betrag wie in Teil B, Pkt. 3.3) 

in € 
     
11.4
Summe Netto (Gleicher Betrag wie in Teil B, Pkt. 4.4) 
in € 

11.5
Allfällige MWSt (Gleicher Betrag wie in Teil B, Pkt.4.3.1) 
in € 

11.6
Summe Brutto (Gleicher Betrag wie in Teil B, Pkt. 4.3.2) 
in € 

12.
Finanzierungsplan:

12.1
Für das Projekt:
Beginn:      
Ende:      

Monat/Jahr
Monat/Jahr

betragen die Kosten lt. Pkt. 11.6:
in €
0
Ich (Wir) beantrage(n) folgende Mittel/Förderung:
in €
     
Der Rest wird finanziert durch:


Dritte (andere Finanzierungspartner) (Gleicher Betrag wie Teil B, Pkt. 4.1)
in €
     

Eigenmittel (Gleicher Betrag wie Teil B, Pkt. 4.2)
in €
     
Ich (Wir) bestätige(n) die Richtigkeit und Vollständigkeit der vorstehenden Angaben sowie den Erhalt der für die jeweilige Projektkategorie maßgeblichen Richtlinien. Ich (Wir) erkläre(n) mich (uns) zu weiteren Auskünften bereit.

Der Antragsteller erklärt sich einverstanden, dass die Angaben auf den Seiten 1 und 3 dieses Formulars dem Bundeskanzleramt (Kontaktkomitee für die Koordinierung der Finanzierungs- und Förderungseinrichtung) mitgeteilt werden können. Der Zweck dieses Meldesystems besteht in der gegenseitigen Information jener Stellen, die ein bestimmtes Projekt mitfinanzieren.

Im Sinne des § 22 Datenschutzgesetz informiert Sie der Fonds, dass die Daten dieses Antrages sowie eines Förderungsübereinkommens zu Zwecken der Kontoführung sowie für anonymisierte Statistiken verwendet werden. Datenübermittlungen sind nur bei gesetzlichen Verpflichtungen, für den Geld- und Zahlungsverkehr sowie nach besonderer Zustimmung des Betroffenen – Einzelfall an genau bezeichnete Empfänger – zulässig.

Das Ansuchen kann an zur Geheimhaltung verpflichtete Gutachter übermittelt werden. (Sperrvermerke betreffend Gutachter, denen das Ansuchen nicht übermittelt werden darf, können angebracht werden.)

     ,      
Ort und Datum




Stampiglie und rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers




 (bei Arbeitsgemeinschaften von allen Partnern erforderlich) 

Bitte verwenden Sie für die folgenden Punkte in Teil A und B A4-Blätter nach Bedarf. Nummerieren Sie die Angaben analog zur Vorlage und legen Sie die Blätter dem Antragsformular bei. Bitte nummerieren Sie auch die Seiten!

Bitte geben Sie im Teil A weder Ihren noch den Namen Ihrer Partner an, da die Projektbeschreibung zunächst anonym und unabhängig von Teil B (Projekt​management und Finanzen) beurteilt wird. 

Teil A:
Projektbeschreibung

A.1 
Allgemein verständliche Kurzbeschreibung des Projektes

Ziele, Inhalt und grober Projektablauf (max. 2 Seite) 

Besondere Bedeutung wird der Darstellung der Relevanz des Projektes, der Anbindung an den Inhalt der Ausschreibung sowie dem Innovationsgehalt des Projektes beigemessen (siehe Leitfaden zur Einreichung).

Detaillierte Beschreibung des Projektes siehe A.8

A.2 
Detaillierte Darstellung des Arbeits- und Zeitplans 

Der hier darzustellende Arbeits- und Zeitplan (ev. Mittels Graphik) betrifft nur den Planungs​prozess! Die Angaben zur Realisierungsphase sind unter Punkt A.8.8 zu machen.

Darstellung des Arbeits- und Zeitplanes soll folgende Punkte enthalten :

· Unterteilung in Arbeitsschritte

· Beschreibung der Arbeit innerhalb dieser Arbeitsschritte

· Arbeitsstunden, Arbeits- und Sachkosten je Arbeitsschritt in Form einer Matrix

· Ziele der einzelnen Arbeitsschritte

· Präsentationsfähige Zwischenergebnisse und erwartete Ergebnisse je Arbeitsschritt

A.3 
Vorarbeiten auf denen aufgebaut wird

Angaben über bereits vorhandene Studien die zentral für das Vorhaben sind. (z.B. welche Fallstudie bzw. Objekt ist Ausgangspunkt bzw. wird als Grundlage für das Vorhaben herangezogen). Welche Vorarbeiten wurden bereits geleistet. Bitte geben Sie insbesondere an, auf welchen Projekten im Rahmen der Programmlinie „Haus der Zukunft“ das gegen​ständliche Vorhaben aufbaut (siehe www.hausderzukunft.at/projekte.htm). 

A.4 
Nachweis des Wissenstransfers für und mit der Wirtschaft 


Einbeziehung von Stakeholdern (Behörden, Bauträger, Planer etc.) 

A.5 
Ergebnisse

Gewünscht sind präsentationsfähige Resultate. Die Multiplizierbarkeit des Projektes ist hervorzuheben.

A.6 
Beabsichtigte Auswertung der Ergebnisse

Angabe der relevanten Zielgruppen und Art der Verbreitung bzw. Verwertung
A.7
Folgenabschätzung (in wirtschaftlicher, gesellschaftlicher, ökolog​ischer Hinsicht)

Gewünscht ist eine Bezugnahme auf das Gesamtziel der Programmlinie „Haus der Zukunft“ 

A.8 
Detaillierte Beschreibung des Projektes

A.8.1 
Technischer Innovationsgehalt

Dem Innovationsgehalt kommt in der Programmlinie "Haus der Zukunft" und daher auch für die Beurteilung der Finanzierungswürdigkeit der "Innovativen Bau- und Sanierungskonzepte" zentraler Stellenwert zu. Die Selbstbeurteilung des Innovationsgehaltes des eingereichten Projektes soll nach unten angeführter Gliederung erfolgen. (Dieses Kapitel hat die Aufgabe, alle Innovationen übersichtlich herauszuheben. Besonders wichtig sind hier verallge​meiner​bare Sonderlösungen und Sonderentwicklungen.

A.8.1.1 Einbindung von Technologieentwicklungs- und / oder Grundlagenfor​schungs​projekten aus „Haus der Zukunft“

Eine Liste und nähere Beschreibung der im Rahmen der Programmlinie finanzierten bzw. geförderten Projekte, finden Sie unter http://www.hausderzukunft.at/projekte.htm. Bei der Einbindung von Projekten der Technologieentwicklung bzw. Grund​lagenstudien, die nicht im Rahmen der Programmlinie "Haus der Zukunft" finanziert werden, bitte um Angabe der/s Projektleiter/in/s (inkl. Anschrift und Telefonnummer). 

A.8.1.2 
Bauweise

Massivbau, Mischbaukonzepte, Holzleichtbau, Beton-Stahl- oder Holzskelette, Sonder​konstruktionen, Vorfertigungsgrad, etc.
A.8.1.3   Bauteile

Regelquerschnitte oder Beschreibung von Wand, Dach, Decke, Fenster Verglasungen, Entwicklung von Sonderbauteilen, Baudetails zur Vermeidung von Wärmebrücken, Luftdicht​heit, passivhaustaugliche Durchführungen von Ver​sorgungsleitungen, etc.
A.8.1.4   Haustechnik

Beschreibung der Wärmeerzeugung und Wärmeabgabesysteme, zentrale/ dezentrale Systeme, Auslegung der Vorlauftemperaturen, Lüftung, Warmwasser​bereitung, Be​sonderheiten im Sanitärkonzept, Brauchwassernutzung, regel- und steuerungs​technische Besonderheiten, Minimalisierung von Haustechnik​systemen, Bedienbarkeit, Lufthygiene, Komfort, Maßnahmen zur Vermeidung von Haus​technik-Geräuschen in den Wohnräumen, etc.

A.8.1.5   Energieverbrauch – Energieeinsparungsmaßnahmen

Maßnahmen zur Verringerung des Heizenergie- und des Strombedarfes (für Haustechnik, Beleuchtung und Haushaltsgeräte) etc.
A.8.1.6  Nutzung solarer/erneuerbarer Energieträger

Nutzung der Sonnenenergie - aktiv / passiv, Nutzung des Erdreiches für Vorwärmung/​Kühlung, Einsatz von Biomasse-Brennstoffen, alternative Stromer​zeugung etc.

A.8.1.7
Wechselwirkung & Vernetzung von Energiesystemen

Nahwärmenetze, Sonne/Holz-Kombinationen, Wärme/Strom-Kombinationen Brenn​stoffzelle, Heizung/Lüftung Kombinationen, Konzepte zur Wärmespeicherung, Wasser-, Erdreich-, Betonspeicher, Sorptionsspeicher, etc.

A.8.1.8 Wartung und Reparatur

Dauerhaftigkeit, Konzepte zur Vereinfachung, Rationalisierung und Kostensenkung bei Reparaturen und Wartungen

A.8.1.9 
Sonstiges

A.8.2
Ökologische und biologische Verträglichkeit

Als Orientierung dienen auch die im Projekt Eco-Building unter Bewertungskriterien dargestellten ökologischen Merkmale (nähere Informationen unter http://www.iswb.at/index.htm, Rubrik Eco-Building od. TQ). Beurteilt wird die Primär​konstruktion. Die Primärkonstruktion besteht aus: Fundament, Außenwände, Decken, Dach, Fenster und Türen, tragenden Innenwänden, Stiegenhäuser, Dämmung, Fassade. 

A.8.2.1 
Angabe der Baumassen

Richtgrößen zu den Baumassen dienen einer Beurteilung des Projektes hinsichtlich seiner ökologischen Wertigkeit mittels ökologischem Bauteilkatalog. 

Die verwendeten Baumaterialien der Primärkonstruktion des Gesamtobjektes sollen in m³ (Kubikmeter) angegeben werden. Die ökologischen Belastungen werden auf die Brutto​geschossfläche bezogen um Vergleichbarkeit zu erreichen.

A.8.2.2
Einsatz ökologischer und baubiologischer Materialien

Einsatz von Recyclingmaterialien oder nachwachsenden Rohstoffen bei Bauteilen und Dämmungen, Materialien für Innenräume (Oberflächenmaterialien) etc.; Welche Kriterien wurden für die Einstufung „ökologisch“ herangezogen z.B. Baubiologische Produktprüfung, Lebenszyklusanalysen, Gutachten, etc.

A.8.2.3  Lebenszyklus-Betrachtung

Trennbarkeit, Recyclierbarkeit, Entsorgung der eingesetzten Bau- und Dämmstoffe (Primärkonstruktion) am Ende der Nutzungsdauer des Gebäudes, etc. solle in groben Zügen beschrieben werden. 

A.8.3 
Nutzungskonzept

Angaben zur Nutzung des Gebäudes nach Errichtung, inkl. Besonderheiten hinsichtlich Maßnahmen zur ökologischen bzw. energetisch bewussten Nutzung, Flexibilität des Konzeptes, etc. 

A.8.4
Angaben zur Betriebsenergie

Für die energetische Beurteilung Ihres Gebäudes verwenden Sie bitte das Excel-Sheet PHVP (Passivhaus-Vorprojekt, www.passivehouse.com, download frei) oder gleichwertige Berechnungstools. Die Berechnung ist der Einreichung beizulegen. 

Für Sanierungsprojekte sind folgende Mindestangaben erforderlich: 

Wärmetechnische Verbesserung von Bauteilen – U-Werte, der derzeitige Jahres​heiz​energie​bedarf, die ermittelten oder hochgerechneten Heizenergie​einsparungen (Angaben in kWh/a)

A.8.4.1  Energietechnische Kenndaten

qH, Heizlast, Gesamt U-Wert bei Fenstern, verwendete Glasabstandhalter. Weitere Kenn​daten: Energiebezugsfläche (= beheizte Bruttogeschossfläche), Bruttogeschossfläche.
A.8.4.1.1 Quantifizierung der eingesetzten Energieträger für Heizung und Warmwasser

Angaben für ein Durchschnittsjahr

A.8.4.2  Nachweis der Sommertauglichkeit

Maßnahmen gegen Überhitzung, Energieaufwand für Kühlung im Sommer beachten.

A.8.5 Sozialverträglichkeit

Mittels des unten angegebenen Fragenkataloges soll es der Jury erleichtert werden, das eingereichte Konzept hinsichtlich seiner Sozialverträglichkeit zu beurteilen. Eine getrennte Beantwortung jeder Frage ist nicht erforderlich. 

b) Für welche Nutzer/innen wird der Wohn- und/oder Bürobau geplant? (Angaben zur sozialen Zielgruppe, z.B. Gutverdienende, behindertengerecht, generationen​über​greifend, kindergerecht, Mischnutzung wohnen/arbeiten etc.)

c) Welche Gesichtspunkten würden Sie am Hauskonzept als besonders sozial​verträglich bezeichnen? (Kosten; Lebensqualität; kommunikations​fördernde, offene Architektur, Sicherheitsgefühl, etc.)

d) Wie wird gesichert, dass möglichen NutzerInnenbedürfnissen weitgehend entgegen​kommen wird? (gibt es Beteiligungsformen; post-occupancy Analysen, die nach​trägliche Adaptionen ermöglichen; nachvollziehbare Kriterien, welche Be​dürfnisse man einbezieht; Lebensqualität im Gebäude);

e) Welche Gesichtspunkte sehen Sie als architektonische Voraussetzungen von Sozialverträglichkeit bzw. wie kommen diese im Projekt zum Ausdruck? – Z.B. Nutzungsflexibilität (in welchem Ausmaß sind die NutzerInnen imstande, selbst am „fertigen“ Gebäude Veränderungen vorzunehmen), Nachnutzung, Gestaltungs​offenheit;

f) Handelt es sich um einen integrativen Planungsprozess?

g) Welche Berücksichtigung findet die Qualität des Wohnumfelds: öffentlicher Verkehr / Fahrrad; Flächennutzung; Einbindung in städteplanerisches Konzept; Qualitäts​erbesserung der Wohnumgebung

A.8.6 Wirtschaftlichkeit 

Entspricht das Projekte der Kostenobergrenze einer Wohnbauförderungsrichtlinie. 

A.8.6.1 Nettoerrichtungskosten pro m² Wohnnutzfläche

Bei Bürogebäuden und Objekten, die nicht ausschließlich für Wohnzwecke dienen, sind die m²  Kosten für Nebenräume, Keller, etc. getrennt anzuführen. 

A.8.7 Reproduzierbarkeit und Marktpotenzial

Angaben zur Übertragbarkeit auf andere Standorte und Nutzungen.

a) Welches Marktpotenzial bzw. welche Chancen auf Vervielfältigung hat das vorge​schlagene Projekt?

b) Wie soll das Marktpotenzial genutzt / erschlossen werden?

c) Durch welche Maßnahmen sollen diese Chancen realisiert werden?
A.8.8 Angaben zur Realisierung

A.8.8.1 Standort

Nennung des Grundstückes; wenn möglich: Angaben zur Einbindung in die bestehende Infrastruktur (ÖV-Anbindung, Leitungsnetzwerke, Nahversorgung), Klima und Mikroklima

A.8.8.2 Realisierungszeitplan

Grober Arbeits- und Zeitplan bis zur Nutzung. Dokumentation des Projektfortschrittes bzgl. Realisierungschancen und Angaben zu potenziellen Realisierungshindernissen.

A.8.8.3 Absichtserklärung

Als Nachweis der Realisierung ist eine schriftliche Absichtserklärung von einem Bauträger beizulegen. Positiv gesehen wird auch der schriftliche Nachweis einer Unterstützung von Seiten der zuständigen Stelle des jeweiligen Bundeslandes (z.B. Wohnbauförderstelle etc.)

A.9 
Zusätzliche Angaben Sanierungsplanungen

Die folgenden Fragen sind nur für Projekte aus der Kategorie „Sanierungsplanungen“ auszufüllen

A.9.1
Was war auslösend für die Sanierung?

A.9.2 
Welche Maßnahmen werden durchgeführt?

A.9.3 
Erklären Sie den Entscheidungsprozess bzw. geben Sie eine Begründung für die Wahl der geplanten Maßnahmen an. 

A.9.4 
Welche Gründe sprachen für bzw. gegen eine Umsetzung dieser Maßnahmen?

A.9.5 
Nutzung des Gebäudes. Wird eine Umnutzung des Gebäudes (Vergrößerung, Verkleinerung) nach der Sanierung vorgenommen?

A.9.6 
Welche zusätzlichen Ziele werden mit der Sanierung verfolgt? 

A.10
Anlagen für innovative Bau- und Sanierungskonzepte

A.10.1  Entwürfe und Skizzen

A.10.2  Massenermittlung für die Primärkonstruktion 

A.10.3  Flächenermittlung: Umbauter Raum, Bruttogeschossfläche, beheizbare Bruttogeschossfläche, Netto-Nutzfläche, bebaute Fläche, Grundstücksfläche, versiegelte Fläche

A.10.4  Bauteilskizzen und –beschreibungen für die Primärkonstruktion

A.10.5  Ergebnis der Passivhausberechnung

A.10.6. 
Sonstige Anlagen

Teil B:
Projektmanagement und Finanzen
B.1 

Personen, die das Vorhaben durchführen

B.1.1 
Angaben zum/zur Antragsteller/in

 Antragsteller/in





Familienname
Vorname
Titel/akad. Grad



Unternehmen bzw. Institution des Antragstellers/der Antragstellerin und Rechtsform





Anschrift der Institution / des Unternehmens



Straße/Gasse/Platz, Nr. 

Postleitzahl                       


Ort



(


Fax



Email


www site



Bankverbindung


Bankleitzahl



Kontonummer


lautend auf

Umsatzsteuerpflicht
○      nein
○      ja, Höhe der MWSt. ......%

B.1.2
Angaben zur/m verantwortlichen Projektleiter/in

B.1.2.1
Name, Anschrift, Tel., Fax, E-mail des Projektleiters/der Projektleiterin

B.1.2.2
Nachweis der fachlichen Eignung (z.B. Angaben über Ausbildung) 

B.1.2.3
Bisherige Arbeitsschwerpunkte bzw. wissenschaftliche Arbeiten / Publikationen (Auswahl) u.a. auf dem Gebiet des Vorhabens

B.1.2.4
Aufgaben im Rahmen des Vorhabens (bezogen auf den Arbeits- und Zeitplan)
B.1.3
Weitere wichtige Projektmitarbeiter/Projektmitarbeiterin

B.1.3.1
Name und Anschrift, Tel./Fax-Nr./E-Mail

B.1.3.2
Rechtsgrundlagen der Mitarbeit (z.B. Dienstvertrag, Werkvertrag) 

B.1.3.3
Nachweis der fachlichen Eignung

B.1.3.4
Art und Ausmaß der Tätigkeit im Rahmen des Vorhabens (bezogen auf den Arbeits- und Zeitplan)
B.1.4
Wissenschaftliche Einrichtungen oder Unternehmen, die für Arbeiten herangezogen werden

B.1.4.1
Name und Anschrift

B.1.4.2
Begründung für die Einbindung

B.1.4.3
Kurzbeschreibung der Aufgaben im Rahmen des Vorhabens (bezogen auf den Arbeits- und Zeitplan)

B.2 
Kooperationspartner 

Einrichtung mit der kooperiert wird (In-/Ausland). Dieser Punkt ist für jeden Kooperationspartner auszufüllen! 
Partner N°





Familienname
Vorname
Titel/akad. Grad



Unternehmen / Institution des Antragstellers/der Antragstellerin und Rechtsform





Anschrift der Institution / des Unternehmens



Straße/Gasse/Platz, Nr.

Postleitzahl
Ort



(


Fax



Email


www site

Umsatzsteuerpflicht
○      nein
○      ja, Höhe der MWSt. ......%

B.2.1 
Form und Inhalt der Kooperation

B.2.2
Kurzbeschreibung der Aufgaben im Rahmen des Vor​habens (bezogen auf den Arbeits- und Zeitplan)

B.3 
Kosten des Vorhabens

Bitte geben sie nur die durch den Innovationscharakter des Vorhabens entstehenden zusätzlichen Planungskosten an. 

B.3.1 
Personalkosten Dienstnehmer/Dienstnehmerin

Personenmonatssätze und Personalkosten sind für jede/n Dienstnehmer/in bzw. Gruppe von Dienstnehmern (z.B. wissenschaftliche Mitarbeiter, Support) auszufüllen. Sofern keine Vorsteuerabzugsberechtigung gegeben ist, die betreffenden Kostenpositionen inkl. USt. angeben. 

Personenmonatssätze

Name des/r MitarbeiterIn bzw. Dienstnehmergruppe
Stundensatz (exkl. Ust.)

EURO
Personenmonatssatz (exkl. USt.)

EURO









Personalkosten 

Name des/r MitarbeiterIn bzw. Dienstnehmergruppe
Personenmonate 
Kosten EURO









Summe(exkl. USt.) 



B.3.2 
Werkverträge 
(Name des Auftragnehmers, Funktion, Dauer des Werkvertrages, Personenmonate und Höhe des Werkvertrages (exkl. Umsatzsteuer)
Name & Funktion
Dauer des Werkvertrages
Höhe d. Werkvertrages (exkl. USt.) EURO 





Summe Werkverträge (exkl. USt.)
 xx EURO

B.3.3. Sonstige Kosten

Summe Sachkosten (wie in Pkt. 3.3.1)

xx EURO

Summe Reisekosten (wie in Pkt. 3.3.2)

xx EURO

Gesamtsumme Sonstige Kosten (exkl. USt.)

xx EURO

B.3.3.1
Sachkosten 
Auflistung und nähere Bezeichnung (z.B. Datenverarbeitungs​kosten, Gerätekosten [für jedes Gerät jeweils Bezeichnung des Gerätes, Anschaffungs- und Herstellungskosten]

Bezeichnung
EURO




Summe Sachkosten (exkl. USt.)
 xx EURO

B.3.3.2 
Reisekosten 
Soweit bekannt für jede Reise oder Kongressteilnahme folgende Angaben: Angaben über Reiseziel, Zweck der Reise bzw. Gegenstand des Kongresses; gegliedert nach Inlands- und Auslandsreisen

Bezeichnung
EURO







Summe Reisekosten (exkl. USt.)
xx EURO

B.3.4 
Gesamtkosten des Vorhabens (Summe B.3.1 + B.3.2 + B.3.3)

Gesamtkosten des Vorhabens (exkl. USt.)
xx EURO

B.4. 
Finanzierung des Vorhabens 

B.4.1.
Kosten die von Dritten getragen werden

Dritte (exkl. USt.)
xx  EURO

B.4.2.1.1 
Name und Anschrift des (der) Finanzierungspartner(s)

B.4.2 
Kosten, die aus Eigenmitteln getragen werden

Eigenmittel (exkl. USt.)
xx  EURO

B.4.3 
Gesamtsumme, die dem BMVIT in Rechnung gestellt wird, netto
(B.3.4 – B.4.1 – B 4.2)

Summe Nettokosten
 xx EURO

B.4.4 
zuzüglich ... % Umsatzsteuer

....% Umsatzsteuer
xx EURO

B.4.5
Gesamtsumme, die dem BMVIT in Rechnung gestellt wird, brutto 
(B.4.3 + B.4.4)

Summe inkl. ... % Umsatzsteuer
 xx EURO

B.5 Kostenaufgliederung

B.5.1 
Kosten je Arbeitsschritt (bezogen auf A.2.1)

Arbeitsschritte
B 3.1 Personalkosten 
B 3.2 Werkverträge 
B.3.3 Sonstige Kosten 
Summe



















Gesamtkosten (exkl. USt)
xx EURO

B.5.2 
Kosten gegliedert nach Antragsteller/innen und Kooperationspartner/innen

Name(1)
B.3.1 Personalkosten
B.3.2 Werkverträge
B 3.3 Sonstige Kosten
Summe

Antragsteller





Kooperationspartner 1





Kooperationspartner 2





Gesamtkosten (exkl. USt.)

xx EURO  

(1) Name des Institutes / Unternehmens eintragen

B.6 
Beteiligung des Projektteams an anderen finanzierten und geförderten Projekten aus dem Impulsprogramm Nachhaltig Wirtschaften 
B.6.1 
Antragsteller/in

Projekttitel
Programmlinie
Funktion

Finanzierungs-/ Fördersumme






















B.6.2 
Kooperationspartner/innen

Projekttitel
Programmlinie
Funktion1
Finanzierungs-/ Fördersumme2





















Der Antragssteller / die Antragsstellerin bestätigt die Vollständigkeit und Richtigkeit aller Angaben und erklärt sich im Falle des Vertragsabschlusses mit den umseitig angeführten Allgemeinen Vertragsbedingungen einverstanden.

Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers/der Antragstellerin

Ort, Datum

Stempel

Der Antrag ist per Post in fünffacher Ausfertigung an die Arbeitsgruppe „Haus der Zukunft“ zu schicken!

Allgemeine Vertragsbedingungen

1. Verbindlich für beide Vertragspartner ist nur, was schriftlich vereinbart wurde. Auch Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der schriftlichen Vereinbarung.

2. Sobald dem Auftragnehmer irgendwelche Umstände erkennbar werden, die eine vertrags​gemäße Erfüllung des Auftrages in Frage stellen können, hat er den Auftraggeber unverzüglich schriftlich über diese Umstände und allfällige von ihm zu erwägende Maßnahmen zu benachrichtigen.

3. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, nach Beendigung des Werkes die Beseitigung allfälliger Mängel über Aufforderung des Auftraggebers ohne zusätzlichen Entgeltanspruch in angemessener Frist vorzunehmen. Diese Verpflichtung erlischt, sofern der Auftraggeber ein solches Verlangen nicht binnen längstens sechs Monaten nach Beendigung des Werkes an den Auftragnehmer absendet (Datum des Poststempels). Kommt der Auftragnehmer seiner Verpflichtung zur Mängelbeseitigung nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nach, oder ist auch die Ergänzung mangelhaft, gilt folgendes:

a) Ist das Werk dadurch für den Auftraggeber unbrauchbar, verliert der Auftragnehmer den Anspruch auf die Vergütung (§ 3) und hat bereits empfangene Beträge zuzüglich 3 % über dem jeweiligen Basiszinssatz der Österreichischen Nationalbank liegende Zinsen, vom Tag des Empfanges der Beträge an gerechnet, zurückzuzahlen.

b) Ist das Werk für den Auftraggeber nicht unbrauchbar und ist eine Verbesserung durch einen Dritten möglich, hat der Auftraggeber gegen den Auftragnehmer Anspruch auf Ersatz der aufgelaufenen Verbesserungskosten bis zur Höhe der mit dem Auftragnehmer vereinbarten Vergütung (§ 3). 

c) Ist das Werk für den Auftraggeber nicht unbrauchbar, aber in seinem Wert gemindert und ist eine Verbesserung durch einen Dritten nicht möglich, hat der Auftraggeber Anspruch auf angemessene Minderung der Vergütung. 

Die Ansprüche nach lit. a bis c können bei sonstigem Ausschluß nur binnen sechs Monaten nach Ablauf der gesetzten Verbesserungsfrist gerichtlich geltend gemacht werden; wurde eine bestimmte Verbesserungsfrist nicht gesetzt, endet die Gewährleistungsfrist ein Jahr nach Absendung (Datum des Poststempels) der Aufforderung zur Mängelbeseitigung.

4. Werden vom Auftragnehmer bei der Durchführung des Auftrages Personen aufgrund eines Dienstvertrages, eines freien Dienstvertrages oder eines Werkvertrages beschäftigt, hat er als Arbeitgeber zu fungieren und die Dienstverträge, die freien Dienstverträge bzw. die Werkverträge in seinem Namen auf seine Rechnung abzuschließen bzw. die daraus resultierenden Verpflichtungen zu tragen. Subverträge über fachliche Tätigkeiten innerhalb des Auftrages ( § 1) bedürfen jedoch der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers. Der Auftragnehmer haftet für das Verschulden aller Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Vertragsverpflichtung bedient in gleichem Umfang wie für eigenes Verschulden. 

5. Der Auftraggeber ist berechtigt, im Rahmen des Vertrages erbrachte Ausarbeitungen zur Gänze oder teilweise als Einzelpublikation oder in einer einzurichtenden Schriftenreihe zu veröffentlichen bzw. deren Veröffentlichung durch den Auftragnehmer oder Dritte zu fördern.

6. Führt die Arbeit an dem vereinbarten Werk zu einer Erfindung des Auftragnehmers, die patent- oder lizenzfähig ist, hat der Auftragnehmer hievon unverzüglich den Auftraggeber zu verständigen und - dessen Einverständnis vorausgesetzt - das Patent anzumelden sowie sein Recht aus der Anmeldung dem Auftraggeber zu übertragen.

7. Der Auftraggeber ist berechtigt, den Auftrag jederzeit zu stornieren. Liegt ein Rücktrittsgrund gemäß Punkt 8 nicht vor, hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer jedoch in diesem Fall die nachgewiesenen Barauslagen zu ersetzen und einen dem bisherigen Arbeitsaufwand des Auftragnehmers entsprechenden Teil eines allfälligen vereinbarten Entgeltes zu bezahlen.

8. Der Auftraggeber ist berechtigt, den sofortigen Rücktritt vom Vertrag zu erklären, wenn

a) der Auftragnehmer den Auftraggeber über wesentliche Umstände getäuscht oder unvollständig unterrichtet hat, sofern nicht ein Nichtigkeitsgrund vorliegt;

b) das Werk durch Verschulden des Auftragnehmers nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann oder durchgeführt worden ist und die Leistung auch in der vom Auftraggeber gesetzten angemessenen Nachfrist nicht erbracht wird;

c) Umstände vorliegen, die eine zeitgerechte Erfüllung des Auftrages offensichtlich unmöglich machen, sofern der Auftragnehmer diese selbst zu vertreten hat; als ein solcher Umstand gilt auch, wenn der Auftragnehmer mit der Ausführung nicht fristgerecht begonnen oder einen vereinbarten Zwischentermin nicht eingehalten hat, und eine vom Auftraggeber gesetzte angemessene Nachfrist fruchtlos abgelaufen ist, oder wenn ein Auftragnehmer die sofortige Meldung von Ereignissen, wel​che die Durchführung des Vorhabens verzögern oder unmöglich machen, unterlassen hat, oder wenn der Auftragnehmer den Erfolg des Vorhabens sichernde Auflagen oder Bedingungen aus seinem Verschulden nicht eingehalten hat;

d) der Auftragnehmer vorgesehene Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht beibringt oder erforderliche Auskünfte (Punkt 9) nicht erteilt, sofern in diesen Fällen eine zweimalige, den ausdrücklichen Hinweis auf die Rechtsfolgen enthaltene Mahnung, ohne Erfolg geblieben ist;

e) der Auftragnehmer ohne die gemäß Punkt 4 erforderliche Zustimmung des Auftraggebers einen Subvertrag abgeschlossen hat;

f) über das Vermögen des Auftragnehmers vor ordnungsgemäßem Abschluß des Auftrages oder binnen drei Monaten nach Abschluß desselben das Konkursverfahren eröffnet oder die Eröffnung des Konkursverfahrens mangels hinreichenden Vermögens abgelehnt wird; das Rücktrittsrecht kann unbefristet bis zur Beendigung des Auftrages geltend gemacht werden;

g) die Bestimmungen des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl.Nr. 100/1993, in Verbindung mit dem Frauenförderungsplan im Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie und, BGBl.Nr. 131/1998, Teil II, nicht beachtet werden und Aufträgen der Gleichbehandlungskommission nicht nachgekommen wird;

h) im Fall des Rücktritts nach lit. a bis f verliert der Auftragnehmer jeden Anspruch auf die vereinbarte Vergütung und ist überdies verpflichtet, bereits erhaltene Vergütungen binnen 14 Tagen rückzuerstatten und vom Tag der Auszahlung an mit 3 % über dem jeweiligen Basiszinssatz der Österreichischen Nationalbank liegenden Zinsen vom Tage des Empfanges der Beiträge an gerechnet zurückzuzahlen, sowie dem Auftraggeber die durch eine allfällige Weitergabe des Auftrages an einen Dritten erwachsenen Mehrausgaben zu ersetzen. Im Falle des Rücktritts gemäß lit. g und h gelten die Bestimmungen des Punktes 7 sinngemäß.

9. Der Auftragnehmer hat auf Aufforderung des Auftraggebers Teilergebnisse schriftlich bekanntzugeben. Er ist außerdem verpflichtet, jederzeit Auskünfte hinsichtlich des übernommenen Auftrages zu erteilen und Prüfungen durch Organe des Auftraggebers zu ermöglichen.

10. Sofern mehrere Auftragnehmer vorhanden sind, haften diese dem Auftraggeber für die Erfüllung aller Verpflichtungen aus dem Vertrag solidarisch.

11. Soweit im besonderen Vertragsteil und in den "Allgemeinen Vertragsbedingungen" nichts Abweichendes vereinbart wurde, gelten subsidiär die Bestimmungen des ABGB.

12. Jeder Vertragspartner erhält eine Ausfertigung des Vertrages. 

� EINBETTEN Word.Picture.8  ���











� Bitte geben Sie an, in welcher Funktion Sie am Projekt teilgenommen haben, z.B. AntragstellerIn, ProjektleiterIn, WerkvertragsnehmerIn, KooperationspartnerIn etc. 


� Jeweils nur für das betreffende Institut





�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Bitte auch dann ausfüllen, wenn Sie einen Firmenbuchauszug beilegen.


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Bitte Geldbeträge in Tsd. € angeben und entsprechend runden! Personal(äuqivalent) ebenfalls auf ganze Zahlen runden!


Achtung: Eingabe funktioniert nur, wenn sie als Dezimaltrennzeichen in Ihrem System das Komma eingestellt haben!


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Bitte auch dann ausfüllen, wenn Sie eine Bilanz beilegen!
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